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Sukzession & Gehölzpflanzung
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Ausgleichsfläche 2 (Galenberg)
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Flur: 6; Flurstück 21/1

Flächengröße: 4.530 m²

Abschnitt 2

10 m Gewässerrandstreifen

1.700 m²

Abschnitt 1

Biotopkomplex

2.830 m²

Verfahrensvermerke Textliche Festsetzungen

Plangrundlage:

Maßstab:
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LandschaftsArchitekturbüro
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Stadt Bad Nenndorf

Rodenberger Allee 13

31542 Bad Nenndorf

Samtgemeinde Nenndorf

 Stadt Bad Nenndorf

Bebauungsplan Nr. 92 "Südlich Gehrenbreite"

(teilweise planfeststellungsersetzend)

Hinweise

Gut Helpensen Nr. 5, 31787 Hameln,

Tel.: 05151 / 67464, www.luckwald.de

- ABSCHRIFT -

Flächen für Ausgleichsmaßnahmen gem. § 1a Abs. 3 BauGB

Maßstab:

1:25.000

-Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung © 2013

Plangrundlage (Quelle):

Maßstab:

1:5.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und

  Katasterverwaltung © 2014

Liegenschaftskarte:

- Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und

  Katasterverwaltung, © 2017

- öffentlich bestellte Vermessungsingenieure Flebbe und Balke, © 2017

-Landkreis Schaumburg, GeoInformation, Schaumburg-GIS

Präambel

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des

Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) und des § 10 Abs. 1 und des § 58 Abs. 2 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), zuletzt geändert durch Artikel 2 des

Gesetzes vom 02.03.2017 (Nds. GVBl. S. 48), hat der Rat der Stadt Bad Nenndorf diesen Bebauungsplan

Nr. 92 „Südlich Gehrenbreite“, bestehend aus der Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen

Festsetzungen als Satzung beschlossen.

Bad Nenndorf, den 14.12.2017

gez. Matthias (L. S.) gez. Schmidt

                                          (Bürgermeisterin) (Stadtdirektor)

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Nenndorf hat in seiner Sitzung am 17.08.2016 die Aufstellung

des Bebauungsplans Nr. 92 „Südlich Gehrenbreite“ beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 24.08.2016 ortsüblich bekannt gemacht.

Bad Nenndorf, den 14.12.2017

gez. Schmidt

(Stadtdirektor)

Planunterlage

Kartengrundlage: Automatisierte Liegenschaftskarte

Gemarkung: Bad Nenndorf Flur: 4 und 5

Maßstab: 1 : 1.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen

Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© 2017

Landesamt für Geoinformation

 und Landentwicklung Niedersachsen

Regionaldirektion Hameln-Hannover

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach

(Stand vom 08.08.2017). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen

geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Vermessungsbüro Flebbe & Balke

- Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure -

Bahnhofstrasse 30

31832 Springe

Springe, den  18.12.2017

gez. Balke

Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur (L. S.)

Planverfasser

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 92 „Südlich Gehrenbreite“ wurde ausgearbeitet vom

LandschaftsArchitekturbüro Georg von Luckwald, Hameln.

Hameln, den  12.09.2017

gez. von Luckwald (L. S.)

(Planverfasser)

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Nenndorf hat in seiner Sitzung am 20.09.2017 dem Entwurf

des Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2

BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 30.09.2017 ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplans und die Begründung sowie die Umweltinformationen und die bereits

vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom 09.10.2017 bis 13.11.2017 gemäß

§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Bad Nenndorf, den 14.12.2017

gez. Schmidt

     (Stadtdirektor)

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Bad Nenndorf hat den Bebauungsplan Nr. 92 „Südlich Gehrenbreite“ nach Prüfung der

Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 13.12.2017 als

Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB sowie die Begründung beschlossen.

Bad Nenndorf, den 14.12.2017

gez. Schmidt

     (Stadtdirektor)

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan Nr. 92 „Südlich Gehrenbreite“ ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 30.12.2017

ortsüblich bekannt gemacht worden.

Der Bebauungsplan ist damit rechtsverbindlich.

Bad Nenndorf, den 04.01.2018

gez. Schmidt

     (Stadtdirektor)

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 92 „Südlich Gehrenbreite“ ist eine

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften sowie Mängel der Abwägung beim Zustandekommen

des Bebauungsplans nicht / geltend gemacht worden.

Bad Nenndorf, den  …………………..

Stadtdirektor

Maßstab:

1:5.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und

  Katasterverwaltung © 2014

Liegenschaftskarte:

Ausgleichsfläche 1

Ausgleichsfläche 2

§ 1 Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

Nicht zulässig sind entgegen § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO Einzelhandelsbetriebe, Autohöfe /

Rasthöfe, Schank- und Speisewirtschaften (mit Ausnahme von Betriebskantinen) sowie

Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

Entgegen § 8 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind Tankstellen nicht zulässig. Ausnahmsweise können

Betriebstankstellen zugelassen werden, wenn sie ausschließlich der Betankung

betriebseigener Fahrzeuge der in dem GE ansässigen Betrieben dienen, sowie von

Fahrzeugen, die diese Betriebe beliefern.

Entgegen § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO sind Anlagen für sportliche Zwecke nicht zulässig.

Die gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 bis Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden

nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

Der Verkauf an Endverbraucher kann ausnahmsweise zugelassen werden, wenn er nach Art

und Umfang in eindeutigem Zusammenhang mit der Produktion, der Ver- und Bearbeitung von

Gütern einschl. Reparatur und Serviceleistungen der Betriebsstätte steht und der

Hauptnutzung der Betriebsstätte untergeordnet ist. Die Verkaufsfläche darf eine Größe von

400 m² nicht überschreiten.

1.2 Lärmemissionskontingente

Das Gewerbegebiet ist gem. § 1 (4) BauNVO gegliedert; betriebliche Nutzungen dieser

Flächen werden gem. § 1 (5) BauNVO wie folgt eingeschränkt:

Im Gewerbegebiet sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulässig, deren

Geräuschemissionen die in der Planzeichnung festgesetzten Emissionskontingente (L

EK

) nach

DIN 45691 weder tags (6:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) überschreiten.

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben erfolgt nach DIN

45691:2006-12, Abschnitt 5, Gleichungen (6) oder (7). Die Beurteilungspegel von

Anlagengeräuschen sind nach den Regelungen der zum Zeitpunkt der Genehmigung gültigen

Fassung der TA Lärm zu ermitteln.

1.3 Zusatzkontingent Schallleistungspegel

Für den im Plan dargestellten Richtungssektor A können die festgesetzten die

Emissionskontingente L

EK

 für das Gewerbegebiet um ein Zusatzkontingent L

EK,zus

 tags und

nachts von 2 dB im Sinne der DIN 45691 erhöht werden. Die Prüfung der planungsrechtlichen

Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den

Gleichungen (6) und (7) für Immissionsorte j im Richtungssektor k L

EK,j 

 durch L

EK,j

 + L

EK,zus,k

 zu

ersetzen ist.

§ 2 Höhe baulicher Anlagen

Überschreitungen der festgesetzten maximalen Höhe baulicher Anlagen (Oberkante) um

maximal 2,0 m sind für technische Anlagen (z.B. Antennen, Lüftungs- und Klimaanlagen,

Kamine, Aufzüge) zulässig, wenn deren Anteil auf insgesamt max. 5 % der jeweiligen

Gebäudegrundfläche beschränkt ist. Diese Ausnahme gilt nicht für Werbeanlagen.

§ 3 Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Als abweichende Bauweise wird festgesetzt, dass einzelne oder aneinander gebaute

Gebäude mit Längen und / oder Breiten von mehr als 50 m zulässig sind. Die Gebäude sind

mit einem seitlichen Grenzabstand zu errichten.

§ 4 Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

Innerhalb der festgesetzten Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) ist die Errichtung von Hochbauten jeder

Art im Sinne von § 9 Bundesfernstraßengesetz (FStrG), von Aufschüttungen oder

Abgrabungen nur sofern nicht in § 7.1 (Anpflanzung A) anders geregelt, von Anlagen der

Außenwerbung im Sinne von § 9 FStrG unzulässig, ebenso die Errichtung von Nebenanlagen

(§ 14 BauNVO) sowie von Garagen und Stellplätzen (§ 12 BauNVO).

§ 5 Rückhaltung von Niederschlagswasser

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Das im Gewerbegebiet durch Versiegelung vermehrt anfallende Niederschlagswasser ist vor

der Einleitung in die Vorflut (Büntegraben) mittels Regenrückhalteeinrichtungen

zurückzuhalten. Bei der Bemessung der Regenrückhalteeinrichtungen ist eine Regenspende

mit einer Wiederkehrzeit von 1-mal in 25 Jahren zugrunde zu legen. Die Abflüsse aus den

Regenrückhalteeinrichtungen sind auf eine Drosselabflussspende von 3 l/s pro ha

Einzugsgebiet zu begrenzen.

Regenrückhaltung und -ableitung sind vorlaufend oder zeitgleich zum Baubeginn herzustellen.

§ 6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

6.1 Maßnahmen zum Landschaftsschutz

Eine Einfriedung des Gewerbegebietes entlang der Flächen für Anpflanzungen gem. §§ 7.1

und 7.2 (Pflanzstreifen A und B) darf nur an den, dem Gewerbegebiet zugewandten

Innenseiten der Flächen erfolgen. Eine Einfriedung entlang der Außenseite der Flächen zum

Anpflanzen wird ausgeschlossen.

§ 7 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

7.1 In dem festgesetzten Pflanzstreifen A sind auf ganzer Länge in einer Reihe und in einem

Abstand von mind. 12 m bis max. 14 m zueinander und mit einem Abstand von 2 m zur

benachbarten Straßenverkehrsfläche, weiter nach Südosten zum Straßengrundstück der B

442, großkronige Laubbäume (Winterlinde) zu pflanzen.

Auf ganzer Länge des Streifens ist eine mind. 3-reihig Gehölzpflanzung aus Sträuchern mit

einem Abstand von mind. 2 m zur Einzelbaumreihe anzulegen.

Innerhalb der Fläche ist die Anlage eines Erdwalls (Lärm- oder Sichtschutzwall) bis maximal

3 m Höhe über gewachsener Geländeoberfläche zulässig. Die Böschungsneigung eines

solchen Erdwalls innerhalb des Pflanzstreifens darf maximal 1:2 oder flacher betragen. Der

Abstand zwischen Böschungsfuß und Einzelbaumreihe muss mindestens 2 m betragen.

Erdwälle höher als 1 m über gewachsener Geländeoberfläche sind mit Sträuchern vollständig

zu bepflanzen.

7.2 In dem festgesetzten Pflanzstreifen B sind auf ganzer Länge und Breite mehrreihige

Gehölzpflanzungen aus Sträuchern und Heistern sowie zwei Einzelbaumreihen aus mittel- bis

großkronigen Laubbäumen anzulegen. Der Anteil großkroniger Einzelbäume beträgt mind.

50 %. Die Einzelbäume sind in zwei Reihen versetzt zueinander und in einem Abstand von

mind. 10 m bis max. 15 m zueinander und mit einem Abstand von mind. 3 m zu den Grenzen

der Fläche zu pflanzen.

Bei den Gehölzreihen bleibt jede dritte Reihe sowie ein Abstand von 3 m zu einer

Einzelbaumpflanzung von Strauch- und Heisterpflanzungen ausgespart. Die gehölzfreien

Bereiche sind der freien Vegetationsentwicklung zu überlassen (Sukzession, keine Mahd).

Ein 2 m breiter Saumstreifen entlang der Südseite ist max. 1-mal jährlich und mind. alle 3

Jahre zu mähen. Das Mahdgut ist von der Fläche zu entfernen.

Innerhalb der Fläche ist die Anlage eines Erdwalls (Lärm- oder Sichtschutzwall) bis maximal

6 m Höhe über gewachsener Geländeoberfläche zulässig. Die Böschungsneigung eines

solchen Erdwalls innerhalb des Pflanzstreifens darf maximal 1:1,5 oder flacher betragen.

7.3 Innerhalb des Pflanzstreifens A ist auf ganzer Länge außerhalb der bepflanzten Bereiche

eine Wiesenansaat (Saatgut s. Hinweise) vorzunehmen. Mahd: 1- bis max. 2-mal pro Jahr.

7.4 Je 3.000 m² Gewerbegebietsfläche ist mind. 1 mittel- bis großkroniger, hochstämmiger

Laubbaum innerhalb des Gewerbegebietes, aber außerhalb der Flächen zum Anpflanzen

(Flächen A und B) zu pflanzen.

Parkplätze sind so zu gliedern, dass spätestens nach 5 Stellplätzen 1 mittel- bis großkroniger,

hochstämmiger Laubbaum gepflanzt wird. Alternativ können die Bäume in gleicher Anzahl

mittig zwischen zwei Stellplatzreihen in einem Pflanzstreifen angeordnet werden.

Je Baum ist eine Pflanzfläche in einer Größe von mind. 10 m² und einer Mindestbreite von 2 m

anzulegen, vollflächig zu begrünen und gegen Überfahren nachhaltig zu schützen. Die Bäume

sind in einem Abstand von mind. 10 m zueinander zu pflanzen.

7.5 Entlang der durch Teilung entstehenden Grenzen gewerblicher Grundstücke ist auf jedem

Grundstück ein mind. 3 m breiter Grundstücksstreifen mit einer Reihe Sträucher auf mind.

80 % der jeweiligen Fläche zu bepflanzen. In diesen Streifen können auch Einzelbäume gem.

§ 7.4 angeordnet werden.

7.6 Pflanzqualitäten, Pflanzabstände, Gehölzarten

Alle festgesetzten Strauch- und Heisterpflanzungen sind aus standortheimischen Arten

(Artenliste siehe Hinweise) im Pflanzabstand von 1,5 x 1,5 m und gegeneinander versetzten

Reihen anzulegen. Die Pflanzungen sind zu 85 % aus Sträuchern und zu 15 % aus Heistern

herzustellen, sofern nicht anders festgesetzt. Sträucher werden in Gruppen von 2-5 Stk. und

Heister in Gruppen von 1-2 Stk. je Art angeordnet. Pflanzqualität: 2 x verpflanzt. Höhe

Sträucher: 60 - 100 cm, Höhe Heister: 125 - 150 cm.

Als Bäume sind standortheimische, hochstämmige Laubbäume (Artenliste siehe Hinweise) im

Pflanzstreifen B und Ausgleichsfläche 1 mit einem Stammumfang von mind. 14/16 cm und im

Pflanzstreifen A und Ausgleichsfläche 2 mit einem Stammumfang von mind. 16/18 cm zu

pflanzen; innerhalb des restlichen Gewerbegebietes (§ 8.4) mit einem Stammumfang von

mind. 16/18 cm und der Güte ‚Alleebäume / Hochstämme für Verkehrsflächen'.

Für die Pflanzungen gemäß § 7.4 (Pflanzungen außerhalb Pflanzstreifen) sowie die

Strauchpflanzungen im Pflanzstreifen A (gem. § 7.1) dürfen statt standortheimischer auch

standortgerechte Gehölze (Artenliste siehe Hinweise) verwendet werden.

Alle Pflanzungen sind fachgerecht auszuführen, dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

Abgängige Pflanzen sind gleichartig und in der angegebenen Qualität in der nächsten

Herbst-Pflanzperiode zu ersetzen. Sofern nicht anders festgesetzt, sind von angrenzenden

Nutzungen ein Pflanzabstand von mind. 1,5 m, zu unterirdischen Leitungstrassen von mind.

2,5 m einzuhalten.

7.7 Zeitliche Realisierung der Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern und Ansaaten

Die in den §§ 7.1 bis 7.3 (Pflanzstreifen) festgesetzten Maßnahmen sind spätestens in der

ersten Herbst-Pflanzperiode nach Baubeginn im Gewerbegebiet durchzuführen.

Die in den §§ 7.4 und 7.5 (Pflanzungen außerhalb der Pflanzstreifen) festgesetzten

Maßnahmen sind spätestens in der zweiten Herbst-Pflanzperiode im Jahr nach Baubeginn auf

dem jeweiligen Gewerbegrundstück durchzuführen.

§ 8 Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs

8.1 Fläche 1 („Moorwiesen“):

Bodenabtrag, Gehölzpflanzungen, Sukzessionsfläche

Die städtische Fläche (Gemarkung Riehe, Flur 2, Flurstück 4/1) ist anteilig im Umfang von

11.750 m² zu einem strukturreichen Biotop wie folgt zu entwickeln:

Oberbodenabtrag und weiterer Bodenabtrag auf mind. 40% der Fläche zur Schaffung kleiner

Senken bis mind. 0,8 m und max. 1,5 m Tiefe im Vergleich zum bestehenden Geländeniveau

mit wechselnden Böschungsneigungen. Der anfallende Boden kann teilweise innerhalb der

Fläche durch Aufschüttung eines Erdwalls (Böschungsneigung max. 1:2 oder flacher) parallel

zu und im Abstand von 3 m zu einem vorhandenen, 5 m breiten Blühstreifen im Norden und

mit 10 m Abstand zum Flurstück 4/2 (Büntegraben) umgelagert werden.

Die Ausgleichsfläche ist teilweise mit Gehölzen zu bepflanzen.Alle Pflanzungen gemäß § 7.6.

Die gehölzfreien Bereiche bleiben der freien Vegetationsentwicklung überlassen (Sukzession,

Mahd nur bei Bedarf).

8.2 Fläche 2 („Galenberg“): Abschnitt 1

Biotopkomplex

Die städtische Fläche (Gemarkung Bad Nenndorf, Flur 6, Flurstück 21/1) ist anteilig im

Umfang von 2.830 m² zu einem strukturreichen Biotop wie folgt zu entwickeln:

Im südlichen Anschluss an eine Streuobstwiese („NABU-Oase“) ist auf der derzeitigen

Ackerfläche auf einer Breite von 25 m zur Grenze des Flurstücks 22 und nach Süden bis an

das dortige Bruchwäldchen sowie in einem 10 m breiten Streifen um das Wäldchen nach

Südosten bis an das Flurstück 35 (Erlengrundstraße) und den dortigen Gewässerrandstreifen

(s. § 8.3) ein Biotopkomplex anzulegen (Aufgabe der ackerbaulichen Nutzung). Dieser

Biotopkomplex ist strukturreich aus unterschiedlichen Landschaftselementen (z.B. Grünland,

Hecke, Einzelbäume, Bodenabtrag am vorhandenen Bruchwäldchen, Trockensteinmauer etc.)

zu gestalten. Alle Pflanzungen gemäß § 7.6.

8.3 Fläche 2 („Galenberg“): Abschnitt 2

Gewässerrandstreifen, Einzelbaumpflanzungen

Die städtische Fläche (Gemarkung Bad Nenndorf, Flur 6, Flurstück 21/1) ist anteilig im

Umfang von 1.700 m² entlang des Grabens an der Erlengrundstraße zu einem 10 m breiten

und 170 m langen Gewässerrandstreifen wie folgt zu entwickeln:

Teilabtrag von Oberboden (Abtragsdicke 0,3 m) auf ganzer Länge des Gewässerrandstreifens

und auf 9 m Breite ab der Grenze des Flurstücks 35 (Erlengrundstraße inkl. Graben) nach

Norden. Oberbodenabtrag bis an das Gewässer (einzelne Durchbrüche) im tiefer gelegenen

Abschnitt, soweit zur Entwässerung erforderlich. Flächige Umlagerung des anfallenden

Oberbodens auf die nördlich des Gewässerrandstreifens verbleibende Ackerfläche.

Im Gewässerrandstreifen sind auf ganzer Länge in einer Reihe und in einem Abstand von

mind. 12 m bis max. 16 m zueinander und mit einem Abstand von 2 m zum Flurstück 35

(Erlengrundstraße inkl. Graben) mindestens 10 großkronige Laubbäume zu pflanzen. Alle

Pflanzungen gemäß § 7.6.

Innerhalb des Gewässerrandstreifen ist auf ganzer Länge außerhalb der bepflanzten Bereiche

eine Ansaat (Saatgut s. Hinweise) vorzunehmen. Mahd: 1-mal pro Jahr mit Abtransport des

Mähguts.

Abbruch Gewässerverrohrungen

Innerhalb der städtische Fläche (Gemarkung Bad Nenndorf, Flur 6, Flurstück 35,

Erlengrundstraße) sind drei der vier Gewässerverrohrungen (Feldzufahrten) (insgesamt ca.

13 m) abzubrechen, das Abbruchmaterial ordnungsgemäß zu entsorgen und der Graben

nachzuprofilieren. Östlich des Bruchwäldchens verbleibt eine Feldzufahrt zum Flurstück 12/1,

die zwei weiteren Zufahrten zum Flurstück 12/1 entfallen, ebenso die Feldzufahrt zum

Flurstück 22.

8.4 Zeitliche Realisierung

Die in §§ 8.1 und 8.2 festgesetzten Maßnahmen sind spätestens in der ersten

Herbst-Pflanzperiode nach Baubeginn innerhalb des Gewerbegebietes des Bebauungsplans

Nr. 92 durchzuführen.

Die in § 8.3 festgesetzten Maßnahmen sind spätestens in der ersten Herbst-Pflanzperiode

nach Baubeginn innerhalb der Straßenverkehrsfläche des Bebauungsplans Nr. 92

durchzuführen.

§ 9 Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen (§ 9 Abs. 1a BauGB)

Die in den §§ 7, 8.1 und 8.2 festgesetzten Flächen und Maßnahmen werden gesamtheitlich

zum Ausgleich den mit dem Gewerbegebiet verbundenen Eingriffen in Boden, Natur und

Landschaft zugeordnet.

Die in § 8.3 festgesetzten Flächen und Maßnahmen werden gesamtheitlich zum Ausgleich

den mit dem Ausbau der Straßenverkehrsfläche verbundenen Eingriffen in Boden, Wasser,

Natur und Landschaft zugeordnet.

1. Planungsrechtliche Beurteilung

Für den Bebauungsplan gelten

· das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004

(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015

(BGBl. I S. 1722),

· die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -

BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) sowie

· die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts

(Planzeichenverordnung - PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember

1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017

(BGBl. I S. 1057).

2. Bodenschutz

Boden ist u.a. gemäß Bundesbodenschutzgesetz (§ 7 Vorsorgepflicht), Baugesetzbuch (§ 202

Mutterbodenschutz) und den DIN 18300 (Erdarbeiten), DIN 18915 (Bodenarbeiten) sowie DIN

19731 (Verwertung von Bodenmaterial) zu schützen. Für den Umgang mit Boden gilt

insbesondere:

· Oberboden muss von allen Auftrags- und Abtragsflächen sowie von zu befestigenden Flächen

abgetragen werden. Der Abtrag von Oberboden ist gesondert von allen sonstigen

Bodenbewegungen durchzuführen.

· Oberboden ist getrennt von sonstigem Aushub zu lagern. Bodenmieten sollen nicht befahren

werden.

· Vor der Anlage von Vegetationsflächen ist eine Lockerung des Bodens vorzunehmen.

· Der Eintrag von Betriebsstoffen (Benzin, Öl etc. bei Unfällen) ist durch einen sorgsamen

Umgang mit / Wartung von Maschinen und durch die Bereithaltung von Binde- und

Aufnahmemitteln zu verhindern.

3. Wasserschutz

Das festgesetzte Gewerbegebiet liegt innerhalb der Schutzzone III des

Heilquellenschutzgebietes Bad Nenndorf - Algesdorf. Betriebe und Anlagen sowie

Erdaufschlüsse sind nur unter Beachtung der Regelungen der zum Zeitpunkt der

Bauantragsstellung gültigen Schutzgebietsverordnung sowie weitergehend der Verordnung über

Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) sowie der anerkannten Regeln

der Technik zulässig und ggf. genehmigungspflichtig.

4. Denkmalschutz

Mit dem Auftreten archäologischer Bodenfunde im Plangebiet ist zu rechnen. Sämtliche in den

Boden eingreifenden Erdarbeiten, wie Erschließungsarbeiten, Oberbodenabtrag und alle in den

Unterboden reichenden Bodeneingriffe, bedürfen nach § 13 Abs. 1 NDSchG einer

denkmalrechtlichen Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises. Bei

baugenehmigungspflichtigen Maßnahmen ist diese zusammen mit der Baugenehmigung zu

erteilen. Diese kann gem. § 13 Abs. 2 NDSchG versagt oder mit Auflagen und Bedingungen

verbunden werden.

Der angestrebte Beginn der Bau- und Erdarbeiten (Oberbodenabtrag und alle in den Unterboden

reichenden Erdarbeiten) ist sobald wie möglich, mindestens aber vier Wochen vorher schriftlich

anzuzeigen. Die Anzeige ist an die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde sowie an die

Kommunalarchäologie zu richten.

5. Gehölzpflanzungen und Ansaaten im Plangebiet

Standortgerechte Gehölzpflanzungen

Soweit in den textlichen Festsetzungen auf diese Artenliste verwiesen wird, sind beispielsweise

folgende standortgerechte Gehölzarten zu verwenden:

Standortheimische Gehölzpflanzungen

Soweit in den textlichen Festsetzungen auf diese Artenliste verwiesen wird, sind folgende

standortgerechte, im Naturraum heimische Gehölzarten der potenziell natürlichen Vegetation zu

verwenden:

1 

 
Zur Bepflanzung von Lärmschutzwällen bevorzugt einzusetzen.

Ergänzende Hinweise für die Ausführung:

· Es sind gebietseigene Gehölze für den Geltungsbereich aus dem Vorkommensgebiet 4:

„Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben“, entsprechend dem „Leitfaden zur

Verwendung gebietseigener Gehölze“ (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und

Reaktorsicherheit (BMU) 2012) zu verwenden. Wenn bestimmte Arten aus dem

Vorkommensgebiet 4 nachweislich nicht lieferbar sind, können im Einzelfall Gehölze aus dem

Vorkommensgebiet 1 (Norddeutsches Tiefland) geliefert werden.

· Zu den Pflanzungen sind Pflanzpläne im Rahmen der Ausführungsplanung zu erstellen und vor

Ausführung mit der Stadt Bad Nenndorf einvernehmlich abzustimmen.

· Alle Hochstämme sind jeweils an einen Dreibock fachgerecht anzubinden und über mindestens

fünf Jahre zu pflegen und bei Bedarf zu wässern. Der Stamm ist mit Schilfmatten vor

Sonneneinstrahlung zu schützen.

· Die Pflanzflächen müssen eine Mindestdicke des Oberbodens von 0,3 m aufweisen.

· Die Pflanzungen sind durch Mulchen der Pflanzscheibe (Radius um Stamm von Strauch /

Heister: 0,5 m, um Einzelbäume 0,8 m) gegen Austrocknung und Grasaufwuchs zu schützen,

über mind. 3 Jahre zu pflegen und in dieser Zeit bei Bedarf zu wässern.

· Pflegeschnitte zu den Pflanzungen dürfen nur abschnittsweise in einem 3- bis 5-jährigen

Turnus erfolgen.

Wiesenansaat (Pflanzstreifen A)

Für die Wiesenansaaten ist Landschaftsrasen (RSM 7.1.2 Landschaftsrasen - Standard mit

Kräutern) unter Beachtung der DIN 18917 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Rasen und

Saatarbeiten) zu verwenden. Alternativ kann eine vergleichbare Regiosaatgutmischung

verwendet werden.

Ansaat Gewässerrandstreifen (Ausgleichsmaßnahme 2 „Galenberg“)

Für die Ansaat des Gewässerrandstreifens ist eine Regiosaatgutmischung „Ufer“,

Ursprungsgebiet 6 „Oberes Weser- und Leinebergland“ unter Beachtung der DIN 18917

(Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Rasen und Saatarbeiten) zu verwenden.

6. Versorgungsleitungen

Zu der in der Planzeichnung dargestellten Versorgungsleitung ist bei der Errichtung von

baulichen Anlagen der erforderliche Schutzabstand einzuhalten, ggf. sind zusätzliche

Schutzmaßnahmen zu treffen. Die Leitung ist in der Planzeichnung gemäß den Angaben des

Versorgungsträgers dargestellt. Die exakte Lage der Leitung ist vor Baubeginn im erforderlichen

Umfang zu überprüfen.

7. Zuordnung Werteinheiten

Zum Ausgleich der mit dem Gewerbegebiet verbundenen Eingriffen in Boden, Natur und

Landschaft werden folgende Werteinheiten (WE) aus vollständig umgesetzten

Ausgleichsmaßnahmen anderer Bebauungspläne der Stadt Bad Nenndorf wie folgt zugeordnet:

7.141 WE aus dem Kompensationsüberschuss vom Bebauungsplan Nr. 91 „Hinteres Hohefeld“,

4.959 WE aus dem Kompensationsüberschuss vom Bebauungsplan Nr. 93 „Kindergarten

Hohefeld“

8. Einsichtnahme in Vorschriften

Die mit den Festsetzungen in Bezug genommenen Vorschriften (DIN-Normen etc.) können

während der Öffnungszeiten / Dienstzeiten dort eingesehen werden, wo nach der

Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB der Bebauungsplan mit der Begründung zu

jedermanns Einsicht bereitgehalten wird.

Beglaubigung

Diese Abschrift des Bebauungsplans Nr. 92 "Südlich Gehrenbreite" stimmt mit der Urschrift

überein.

Bad Nenndorf, den  …………………..

Stadtdirektor
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